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1. Instanz

Aktenzeichen S 7 SB 89/03
Datum 12.08.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 SB 55/04
Datum 25.05.2005

3. Instanz

Datum -

I. Der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Dresden vom 12.08.2004 sowie der
Bescheid des Beklagten vom 23.07.02 in der Gestalt des Widerspruchsbe-scheids
vom 25.02.03 werden aufgehoben.
II. Der Beklagte wird verpflichtet, die Bescheide vom 13.03.1997 und vom
19.06.2000 dahingehend abzuÃ¤ndern, dass der GdB fÃ¼r die Zeit vom 28.03.1997
bis zum 30.04.2001 50 betrÃ¤gt.
III. Der Beklagte hat dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits
fÃ¼r beide Instanzen zu erstatten.
IV. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist noch, ob der GdB im Zeitraum vom 28.03.1997 â�� 30.04.2001 auf 50
heraufzu-setzen ist, wie der KlÃ¤ger meint, oder ob die Feststellungen des
Beklagten, wonach der GdB vom 28.03.1997 bis zum 07.10.1997 (Bescheid vom
13.03.1997) 20 und vom 08.10.1997 bis zum 30.04.2001 (Bescheid vom
19.06.2000) 30 betrÃ¤gt, zutreffend sind. Ã�ber die Zeit davor (GdB 80, Bescheid
vom 24.09.2000) und danach (GdB 50, Bescheid vom 22.02.2002) besteht zwischen
den Beteiligten kein Streit.

                               1 / 8



 

Bei dem KlÃ¤ger traten im Februar 1984 Darmblutungen auf, histologisch wurde
nach er-folgter Dickdarmteilresektion ein Adenokarzinom des Caecums gesichert.
Ihm wurde da-her vom Rat der Stadt LÃ¶bau mit Wirkung ab Februar 1984 ein
SchwerbeschÃ¤digtenaus-weis der Stufe II + SB zuerkannt. Der am 13.04.1993 zum
Beklagten gestellte Antrag nach dem Schwerbehindertengesetz fÃ¼hrte zur
bescheidmÃ¤Ã�igen Feststellung (Bescheid vom 11.10.1993) einer
"Dickdarmerkrankung in HeilungsbewÃ¤hrung" als Behinderung im Sinne des
Schwerbehindertengesetzes und zur Zuerkennung eines GdB von 50. Inzwischen
war dem KlÃ¤ger schon zum 2. mal ein Teil seines Dickdarms entfernt worden,
diesmal wegen eines Sigma-Adenoms.

Der Schwerbehindertenausweis wurde zunÃ¤chst nur mit einer GÃ¼ltigkeitsdauer
bis Febru-ar 1997 ausgestellt. Vor Ablauf dieser Frist holte der Beklagte bei dem
Internisten Dr. K1 â�¦ einen Befundbe-richt ein, in welchem einerseits Coloskopie
und Tumormarker als unauffÃ¤llig bezeichnet, andererseits aber auch Hinweise auf
eine erhebliche Kachexie mit SchwindelgefÃ¼hlen, Belastungsatemnot und
UnruhezustÃ¤nden gegeben wurden. Mit Schreiben vom 19.01.1997 hÃ¶rte der
Beklagte den KlÃ¤ger daraufhin zur beabsichtigten Herabsetzung des GdB von 50
auf 20 an. "Nach dem Ergebnis der Ã¤rztlichen Ã�berprÃ¼fung" sei eine
HeilungsbewÃ¤hrung eingetreten. Der Name des Arztes und der Inhalt des Befund-
berichtes wurden allerdings nicht mitgeteilt.

Nachdem der KlÃ¤ger von der ihm angebotenen MÃ¶glichkeit zur Stellungnahme
binnen Mo-natsfrist keinen Gebrauch gemacht hatte, Ã¤nderte der Beklagte mit
Bescheid vom 13.03.1997 die Bezeichnung der Behinderung in
"Dickdarmteilresektion" ab und setzte den GdB auf 20 herab. Ein Rechtsbehelf
gegen diese Entscheidung wurde nicht ergriffen.

Mit Schreiben vom 06.10.1999, eingegangen beim Beklagten am 08.10.1999,
beantragte der KlÃ¤ger eine Ã�berprÃ¼fung der Entscheidung vom 13.03.1997. Der
Beklagte behandelte diesen Antrag als Verschlimmerungsantrag und setzte mit
Bescheid vom 19.06.2000 den GdB fÃ¼r die Zeit ab Abtragstellung, also ab dem
08.10.1999 auf 30 herauf. Der hiergegen eingelegte Widerspruch war erfolglos
(Widerspruchsbescheid vom 07.06.2001), das anschlieÃ�ende Klageverfahren beim
SG Dresden (Az: S 13 SB 86/01) endete in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am
15.05.2002 damit, dass der Beklagte wegen eines zwischenzeitlichen weiteren
Rezidivs mit Operation einen GdB von 50 mit Wirkung ab 01.05.2001 anerkannte
und sich im Ã�brigen bereit erklÃ¤rte, den Antrag des KlÃ¤gers vom 08.10.1999
auch als Antrag nach Â§ 44 SGB X zu verbescheiden.

Der Beklagte lehnte dann aber mit dem â�� streitgegenstÃ¤ndlichen â�� Bescheid
vom 23.07.2002 diesen Antrag, "den Bescheid vom 13.03.1997 zurÃ¼ckzunehmen"
mit der Be-grÃ¼ndung ab, der eingeholte Befundbericht von Dr. K1 â�¦ habe keine
Befunde ergeben, die fÃ¼r ein Rezidiv gesprochen hÃ¤tten, daher sei der GdB von
20 ab 28.03.1997 und ein GdB von 30 wegen des reduzierten KÃ¶rpergewichts ab
10/99 angemessen.

Auf die Klage zum SG Dresden hat dieses ein medizinisches
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SachverstÃ¤ndigengutachten bei Prof. Dr. S1 â�¦, D â�¦, eingeholt, in welchem die
Auffassung vertreten wird, aufgrund des Stadiums T3-4 N0 Mx sei der GdB
entsprechend den Anhaltspunkten schon nach der zweiten Operation im Jahre 1991
bis zum Ablauf der HeilungsbewÃ¤hrung auf 80 festzuset-zen gewesen, desgleichen
nach der dritten Operation im Jahre 2001. In der Zwischenzeit also in dem
fraglichen Zeitraum 28.03.1997 â�� 30.04.2001 habe der GdB 50 betragen. Der
KlÃ¤ger leide nÃ¤mlich an einem erblichen, genetisch bedingten Dickdarmkrebs
(HNPCC = hereditary non polyposis colorectal cancer), was eine
molekulargenetische Analyse gezeigt habe. Die MerkmalstrÃ¤ger hÃ¤tten ein
deutlich erhÃ¶htes Krebsrisiko, auch fÃ¼r Erkrankungen anderer innerer Organe,
daher seien hier die Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤-tigkeit im
sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetz 1996 nur
bedingt anzuwenden, und zwar insbesondere, was die HeilungsbewÃ¤hrung
angehe. In dem streitigen Zeitraum habe der KlÃ¤ger, der â�� fÃ¼r das
Krankheitsbild typisch â�� eher zur Dissi-mulation tendiere, unter breiigen bis
dÃ¼nnflÃ¼ssigen Stuhlentlehrungen 5-7 mal tÃ¤glich gelitten, die er kaum habe
kontrollieren kÃ¶nnen. Er habe deswegen stÃ¤ndig mit Beschmut-zung der
UnterwÃ¤sche und der Hose rechnen mÃ¼ssen und sei deswegen stÃ¤ndig mit
Reini-gungsmÃ¶glichkeiten beschÃ¤ftigt und mit Ersatzhosen unterwegs gewesen.
Dank der Abwe-senheit anderer Personen in seiner Werkstatt habe er die Folgen
solcher Entleerungen im-mer wieder diskret beseitigen kÃ¶nnen. Allerdings hÃ¤tten
auch KundengesprÃ¤che deswegen abgebrochen werden mÃ¼ssen. Auch psychisch
sei der KlÃ¤ger infolge des Wissens um die Neigung zu familiÃ¤rem Darmkrebs und
um das Risiko eigener weiterer RÃ¼ckfÃ¤lle Ã¼ber-durchschnittlich belastet
gewesen. Gleichzeitig habe der berufliche Druck zur Aufrechter-haltung der Firma
bestanden, die er 1990 gegrÃ¼ndet und erst nach der dritten Operation dem Sohn
habe Ã¼bertragen kÃ¶nnen. Er habe deshalb die Probleme eher verdrÃ¤ngt und
sich zum Durchhalten gezwungen.

Der Beklagte hat sich insoweit den gutachterlichen EinschÃ¤tzungen
angeschlossen, als er durch Bescheid vom 24.09.2003 wÃ¤hrend des
Klageverfahrens den GdB fÃ¼r die (nicht streitgegenstÃ¤ndliche) Zeitspanne
24.03.1993 â�� 27.03.1997 nachtrÃ¤glich von 50 auf 80 her-aufsetzte, fÃ¼r den
sich unmittelbar anschlieÃ�ende anschlieÃ�enden Zeitraum vertrat er aller-dings
nach wie vor die Auffassung, dass der GdB 20 betragen habe. Eine psychische Be-
lastung sei nicht auszuschlieÃ�en, mÃ¼sse aber unberÃ¼cksichtigt bleiben, da sie
nicht zur neu-rologischen bzw. medikamentÃ¶sen Behandlung gefÃ¼hrt habe. Dem
Risiko der Wiederer-krankung kÃ¶nne bei der GdB-Einstufung nicht Rechnung
getragen werden. Um eine ergÃ¤nzende Stellungnahme gebeten, hat der
SachverstÃ¤ndige ausgefÃ¼hrt, die An-haltspunkte seien auf den Durchschnittsfall
von Kolonkarzinomen und Operationsfolgen zugeschnitten. Bei dem KlÃ¤ger liege
aber eine Ausnahmesituation vor. Aufgrund des HNPCC seien die Krankheitsfolgen,
die Risiken von Neuerkrankungen und die psychi-schen Belastungen erheblich
stÃ¤rker ausgeprÃ¤gt als bei den Ã¼blichen FÃ¤llen von Dickdarm-krebs mit
Teilentfernung des Darms.

Das SG hat die Klage daraufhin mit Gerichtsbescheid vom 12.08.2004 abgewiesen.
Entgegen den gutachterlichen AusfÃ¼hrungen habe der GdB in dem streitigen
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Zeitraum 20 bzw. 30 betragen, denn von einer Minderung des KrÃ¤ftezustandes
habe bei einer Belast-barkeit bis zu 130 Watt (Ergometerkontrolle) und einem
Gewicht von 70 kg bei einer KÃ¶r-pergrÃ¶Ã�e von 179 cm nicht die Rede sein
kÃ¶nnen. Psychische Begleiterscheinungen seien erst zu berÃ¼cksichtigen, wenn
sie zu einer Behandlung gefÃ¼hrt hÃ¤tten, wobei diese Behand-lung auch eine
Psychotherapie sein kÃ¶nne.

Hiergegen richtet sich die Berufung des KlÃ¤gers. Es wird gerÃ¼gt, dass das
Sozialgericht sich Ã¼ber die wissenschaftlichen AusfÃ¼hrungen des Prof. Dr. S1 â�¦
hinweggesetzt habe.

Der KlÃ¤ger beantragt schriftsÃ¤tzlich,

unter Aufhebung des Gerichtsbescheides vom 12.08.2004, Az.: S 7 SB 89/03, und
des Bescheides vom 23.07.2002 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
25.02.2003 den Beklagten zu verpflichten, nach der Rechtsauffassung des Gerichts
hinsichtlich der RÃ¼cknahme der Ã�nderungsbescheide vom 13.03.1997 und vom
19.06.2000 ihm einen GdB von mindestens 50 fÃ¼r den Zeitraum 28.03.1997 â��
30.04.2004 zuzuerkennen und entsprechend neu zu bescheiden.

Der Beklagte beantragt

die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Dresden
vom 12.09.2004 zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakten beider Instanzen und
die bei-gezogene Schwerbehindertenakte des Beklagten verwiesen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche
Verhand-lung (Â§ 124 Abs. 2) einverstanden erklÃ¤rt.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist auch begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat Anspruch auf Feststellung eines GdB von 50 fÃ¼r den
streitbefangenen Zeit-raum. Eine Herabsetzung des GdB auf zunÃ¤chst 20 und
dann â�� ab dem 08.10.1997- 30 we-gen "HeilungsbewÃ¤hrung" wird der
besonderen Situation des KlÃ¤gers nicht gerecht.

Der Begriff der HeilungsbewÃ¤hrung wurde erstmals 1965 in die Anhaltspunkte
Ã¼bernom-men. Er geht zurÃ¼ck auf die Rechtsprechung des BSG zu wesentlichen
Ã�nderungen im Sinne des Â§ 62 BVG bei Lungentuberkulosen. In seinem Urteil
vom 22.05.1962 (BSGE 17, 63) hatte das BSG entschieden, wenn die InaktivitÃ¤t
einer Lungentuberkulose lÃ¤ngere Zeit â�� etwa fÃ¼nf Jahre â�� ohne RÃ¼ckfÃ¤lle
andauere, kÃ¶nne die damit eingetretene klinische Heilung eine wesentliche
Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse darstellen, die eine Renten-entziehung oder
Herabsetzung rechtfertige. Dies bedeute im Umkehrschluss, dass wÃ¤hrend der
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BewÃ¤hrungszeit die MdE hÃ¶her zu beurteilen sei, als sie sich allein aus dem
verbliebe-nen funktionellen Schaden ergebe. Die GrundsÃ¤tze der
HeilungsbewÃ¤hrung wurden in den jeweiligen Anhaltspunkten wieder-holt
modifiziert, wobei bei den jeweiligen Ã�nderungen die Fortschritte der
medizinischen Wissenschaft beachtet wurden. Dies hat unter anderem dazu
gefÃ¼hrt, dass das Abwarten einer HeilungsbewÃ¤hrung bei der Tuberkulose (vgl.
dazu Jungblut, MEDSACH 1987, 156 ff.) wegen der Wirksamkeit der modernen
Chemotherapie in aller Regel nicht mehr erforderlich ist. Auch bei Herzinfarkten
(vgl. dazu Lorenz, MEDSACH 1997, 100 ff.) wird nach den Anhaltspunkten im
Gegensatz zu frÃ¼her im Regelfall die BerÃ¼cksichtigung einer
HeilungsbewÃ¤hrung nicht mehr als notwendig angesehen. Nach den derzeit
gÃ¼ltigen AHP soll eine HeilungsbewÃ¤hrung bei einer Reihe von Erkrankungen
abgewartet werden. Dazu zÃ¤hlen die Schizophrenie, die Alkoholkrankheit, die
DrogenabhÃ¤ngigkeit, die multiple Sklerose, der Zustand nach Herz- und
Nierentransplantation sowie die chronische Osteo-myelitis. Im Vordergrund stehen
jedoch nach wie vor die Krebserkrankungen. In diesem Zusammenhang wird von
medizinischer Seite immer wieder darauf hingewiesen, dass pauschale Zeitspannen
nicht den besonderen UmstÃ¤nden des Einzelfalls gerecht werden (vgl. dazu:
Woitowitz MEDSACH 2001, 66 ff. mit Erwiderung von Triebig/Hoffmann a.a.O. S. 302
und Schlusswort a.a.O. S. 203).

In der Tat ist die "statistische" Festsetzung einer MdE oder eines GdB, also die
Orientie-rung an "Ã�berlebensraten" oder der statistischen Rezidivfreiheit nicht
unproblematisch. Teilweise wurde daher schon â�� in Abweichung von AHP â�� eine
jeweils im Einzelfall durch den Gutachter zu treffende Individualprognose
hinsichtlich der RÃ¼ckfallgefahr gefordert (vgl. Schimanski, HeilungsbewÃ¤hrung
â�� eine wesentliche Ã�nderung?, in Soz-Vers 1987, 121 ff.).

Bei der Anhebung des GdB/MdE-Grades unter dem Gesichtspunkt der
HeilungsbewÃ¤hrung handelt es sich um ein mehr oder weniger pauschales
Verfahren, in welchem â�� ohne geson-derte Anerkennung einer irgendwie
diagnostizierten geistig-psychischen Behinderung ("Rezidivangst") â�� (vgl. Senat,
Urteil vom 28.09.2004 â�� L 6 SB 7/03) der psychischen Aus-nahmesituation, die
bei bestimmten Diagnosen wie z.B. der Krebsdiagnose besteht, umfas-send
Rechung getragen werden soll (vgl. SÃ¤chsisches LSG 4. Senat, Urteil vom
20.10.1999 â�� L 4 SB 23/97; LSG Rheinland-Pfalz Urteil vom 23.05.2003 â�� L 2 U
259/02 -). Die Un-gewissheit (vgl. BSG, Urteil vom 27.07.1978 â�� 9 RV 48/77 -)
spielt hierbei eine wesentli-che Rolle. Solange die "HeilungsbewÃ¤hrung" noch nicht
eingetreten ist, hÃ¤ngt das Da-moklasschwert des Rezidivs Ã¼ber dem Betroffenen
(vgl. BSG, Urteil vom 25.05.1988 â�� 9 9a RVs 8/87 -), dessen besonderer
psychosozialer Belastung (LSG Baden-WÃ¼rtemberg, Urteil vom 14.09.1994 â�� L 2
U 680/91 â�� Breith. 1995, 595) durch eine pau-schale Regelung Rechnung
getragen wird, die sich insbesondere am Gleichheitsgrundsatz orientiert (vgl. BSG,
Beschluss vom 10.12.1987 â�� 9 a BVs 34/87 -). In diesem Zusammen-hang geht es
um die vielfÃ¤ltigen Auswirkungen, die mit der Feststellung, Beseitigung und
Nachbehandlung des Tumors verbunden sind (vgl. BSG, Urteil vom 09.08.1995 â�� 
9 RVs 14/94 -). Hierzu zÃ¤hlen die Dauertherapie, das Schmerzsyndrom mit
Schmerzmit-telabhÃ¤ngigkeit, eine notwendige Schonung, die Antriebsarmut, die
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Hoffnungslosigkeit und eventuelle soziale Anpassungsprobleme.

Die typische Situation, dass nach einer statistisch bemessenen Zeit des Abwartens
die "Ungewissheit" doch zu einem GroÃ�teil als erledigt gilt, bestand bei dem
KlÃ¤ger in dem streitbefangenen Zeitraum nicht.

WÃ¤hrend bei einem erstmaligen Fall der "fehlgeschlagenen HeilungsbewÃ¤hrung"
(nach zunÃ¤chst rezidivfreiem Ablauf der vorgesehenen 5 Jahre tritt doch noch ein
Rezidiv auf) gleichwohl die Anwendung der starren Regeln â�� jedenfalls fÃ¼r die
Vergangenheit â�� Sinn macht mit der Folge, dass eine Herabsetzung des GdB fÃ¼r
die Zwischenzeit zwischen abge-laufener HeilungsbewÃ¤hrung und Rezidiv zu
bestÃ¤tigen wÃ¤re, liegt hier der Fall anders: SpÃ¤testens seit dem Rezidiv von
1991 wusste man um die ChronizitÃ¤t seines Leidens, wenn auch die Diagnose
"erbliches Dickdarmkarzinomleiden (HNPCC)" noch nicht feststand. Schon a priori
war es also ab jetzt nicht mehr angemessen, trotz des Rezidivs noch einmal von
derselben HeilungsbewÃ¤hrung auszugehen, schlieÃ�lich haben die Statisti-ken,
aus denen die Ã¼blichen HeilungsbewÃ¤hrungszeiten abgeleitet werden, nur
Relevanz fÃ¼r das Erstrezidiv. Ist jedoch bereits ein Rezidiv aufgetreten, ist die
statistische Wahr-scheinlichkeit, dass auch in Zukunft weitere Rezidive auftreten
werden, signifikant hÃ¶her oder, umgekehrt ausgedrÃ¼ckt, die Wahrscheinlichkeit,
dass es sich um eine unheilbare Krankheit handelt, bei der der Begriff der
HeilungsbewÃ¤hrung ohnehin fehl am Platze ist, erhÃ¶ht sich von Rezidiv zu
Rezidiv. Ex post â�� mit Diagnosestellung "HNPCC" â�� wurde dann diese erhÃ¶hte
Wahrscheinlichkeit quasi zur Gewissheit. Anders als in den FÃ¤llen, in denen die
Beteiligten von der Natur, "die sich nicht an die Statistik hÃ¤lt" Ã¼berrascht wer-
den, also in den FÃ¤llen eines auÃ�erhalb des statistischen Korridors eintretenden
Erstrezidivs war hier nicht erst mit der Diagnose "HNPCC" eine grundsÃ¤tzlich
andere Situation einge-treten. Man konnte von dem KlÃ¤ger nicht mehr erwarten,
dass er nach einer aus Statistiken, die nach einem Erstrezidiv keine Relevanz
haben, ermittelten Zahl von Jahren seine "Rezi-divangst" verliert, im Gegenteil, in
seinem Fall war auch nach fÃ¼nf Jahren noch keines-wegs "die Gefahr gebannt"
und schlieÃ�lich nach Diagnosestellung musste man schon fast mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit mit einem weiteren Rezidiv rechnen. Das galt
jedenfalls so lange, wie er noch Teile des erkrankten Dickdarms hatte, inzwischen
spielen â�� mit Blick auf die Zukunft â�� eher bislang mÃ¶glicherweise unentdeckte
Metastasen die entscheidende Rolle, in der Zukunft (2006) mag daher durchaus
wieder nach den all-gemeinen Regeln Ã¼ber die HeilungsbewÃ¤hrung verfahren
werden kÃ¶nnen.

FÃ¼r den streitigen Zeitraum 28.03.1997 â�� 30.04.2001 ist allerdings die
Herabsetzung des GdB auf 20 bzw. 30 aus mehreren GrÃ¼nden unangemessen. Â·
Die Argumentation, die psychischen Auswirkungen seien zu vernachlÃ¤ssigen, weil
sie eine psychiatrische Behandlung nicht erforderlich gemacht hÃ¤tten, ist nicht sys-
temgerecht. Die wÃ¤hrend der Ã¼blichen HeilungsbewÃ¤hrungszeit unterstellte
psychi-sche BeeintrÃ¤chtigung wird auch nicht von einer psychiatrischen
Behandlung (die ja Ã¼brigens nicht nur in solchen FÃ¤llen durchaus
kontraproduktiv sein kann) abhÃ¤n-gig gemacht, es wird nicht einmal eine
entsprechende an AHP 2004 Pkt. 26.3 (S. 48) orientierte Diagnose verlangt, welche
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dann â�� zunÃ¤chst je nach Auswirkung mit einem Einzel-GdB bewertet â��
entweder den Gesamt-GdB anhebt oder nicht, viel-mehr grundsÃ¤tzlich wÃ¤hrend
des "HeilungsbewÃ¤hrung" genannten Schwebezustan-des nach Art der Mindest-
VomhundertsÃ¤tze bei Amputationen eine Pauschalrege-lung getroffen. Dieser
"Schwebezustand" war bei dem KlÃ¤ger im streitigen Zeit-raum im Hinblick auf die
noch zu erwartenden Verschlimmerungen etc. ununter-brochen gegeben, im
Hinblick auf eine eventuelle Heilung vom Grundleiden be-stand sogar anstatt eines
Schwebezustandes eine Gewissheit im negativen Sinne. Â· Bereits unabhÃ¤ngig von
einer Gewichtung der Diagnose ist die Behinderung des KlÃ¤gers im streitigen
Zeitraum ungenÃ¼gend gewÃ¼rdigt. Auch bei einem vÃ¶lligen Ausfall des m.
sphincter kommt es nicht zu kontinuierlichem Stuhlabgang, sondern immer dann,
wenn eine entsprechende DarmaktivitÃ¤t vorhanden ist und dies muss nicht 5-7
mal am Tag sein, wie es beim KlÃ¤ger der Fall war. Ein Funktionsverlust des
AfterschlieÃ�muskels ist aber schon mit einem GdB von "mindestens 50" (AHP
2004, Pkt. 26.10 S. 81) zu bewerten, auch die vÃ¶llige Harninkontinenz bedingt
selbst bei guter VersorgungsmÃ¶glichkeit einen GdB von 50 (AHP 2004, Pkt.26.12,
S. 91). Vor diesem Hintergrund ist der Vergleich der Behinderung des KlÃ¤gers mit
einem colon irritabile oder einer Divertikulose (AHP 2004, Pkt 26.10 S. 78 f.), wie
vom Sozialgericht vorgenommen, nicht sachgerecht. Das vorrangige Abstellen auf
den KrÃ¤fte- und ErnÃ¤hrungszustand berÃ¼cksichtigt zu wenig die konkreten
Auswir-kungen der mehrfachen Dickdarmteilresektionen (funktionelle Inkontinenz
auf-grund flÃ¼ssiger StÃ¼hle). Â· Legt man die Kriterien der AHP fÃ¼r die â�� in
mancher Hinsicht vergleichbaren â�� Er-krankungen Colitis ulcerosa und morbus
Crohn (AHP 2004 Pkt. 26.10) zugrunde, so fÃ¤llt auf, dass auch hier nicht alleine
bzw. entscheidend auf den KrÃ¤fte- und Er-nÃ¤hrungszustand abgestellt wird,
vielmehr ist hier bei "schweren Auswirkungen" ein GdB von 50-60 zu vergeben,
wobei unter schweren Auswirkungen alternativ und nicht etwa kumulativ
"anhaltende oder hÃ¤ufig rezidivierende erhebliche Be-schwerden, erhebliche
BeeintrÃ¤chtigung(en) des KrÃ¤fte- und ErnÃ¤hrungszustandes, hÃ¤ufige,
tÃ¤gliche, auch nÃ¤chtliche DurchfÃ¤lle" zu verstehen sind. Es handelt sich in-
soweit um Regelbeispiele. Dass ein Einzel-GdB von 50 fÃ¼r Behinderungen auf die-
sem Gebiet nicht etwa nur bei Extremsituationen in Betracht kommt, ergibt sich
auch aus AHP 2004, Pkt.26.10, S. 81: der anus praeter ist bereits bei guter Versor-
gungsmÃ¶glichkeit mit einem GdB von 50 zu bewerten. Â· SchlieÃ�lich muss auch
berÃ¼cksichtigt werden, dass eine so entscheidende plÃ¶tzliche Verbesserung im
Gesundheitszustand des KlÃ¤gers, wie sie durch einen Sprung von unstreitig GdB
80 (Bescheid vom 24.09.2003) auf GdB 20 zum 28.03.1997 ausge-drÃ¼ckt
wÃ¼rde, nicht beschrieben wurde. Es ist daher nicht richtig, wenn das SG all-
gemein ausfÃ¼hrt, es sei fÃ¼r die HÃ¶he des GdB am 28.03.1997 schlechthin
"nicht re-levant", wie hoch der GdB vorher war. Sicher sind Rechenoperationen
insoweit nicht zielfÃ¼hrend, auch ist in den Anhaltspunkten nicht bestimmt, dass
nach Ablauf der HeilungsbewÃ¤hrung der GdB stets "um 30" oder um einen
bestimmten Prozent-satz zu vermindern sei, aber hierbei darf nicht vergessen
werden, dass auch ein wÃ¤hrend der HeilungsbewÃ¤hrung anzusetzender GdB
keineswegs wegen der Pau-schalisierung "willkÃ¼rlich" und gewissermaÃ�en ohne
objektiven Aussagewert fÃ¼r den "eigentlichen" Grad der Behinderung ist. Bei allen
GdB-Werten handelt es sich um Pauschalwerte, die gerade auch deswegen einer
vergleichenden Betrachtung un-tereinander durchaus zugÃ¤nglich sind.
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Die mehrfach ausfÃ¼hrlich begrÃ¼ndete EinschÃ¤tzung von Prof. Dr. S1 â�¦,
wonach im streiti-gen Zeitraum ein GdB von 50 bestand, steht daher durchaus im
Einklang mit den Anhalts-punkten.

Verfahrensrechtliche GrÃ¼nde standen einer PrÃ¼fung in der Sache nicht
entgegen, der KlÃ¤-ger hat in dem Vergleich vor dem SG am 15.05.2002 nicht etwa
auf weitergehende An-sprÃ¼che verzichtet, vielmehr hat er ausdrÃ¼cklich einen
Ã�berprÃ¼fungsantrag gestellt.

Die Berufung des KlÃ¤gers war daher erfolgreich.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG, GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der
Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 27.10.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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